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EINLADUNG ZUR GEMEINDEVERSAMMLUNG 
 
28. Juni 2018, 20.00 Uhr, im Regionalen Gymnasium Laufental-Thierstein, Stein-
ackerweg 7, Laufen. 
 
Protokoll der Gemeindeversammlung vom 13. März 2018 
 
TRAKTANDEN 
 
1. Rechnung 2017 
 
2. Hochwasserschutz, Landverkauf 
 
3. Reglement betr. die Entlastung von Anstösserbeiträgen für den 

Hochwasserschutz 
 
4. Kredit Hinterfeldstrasse und Joseph Feninger-Strasse 
 
5. Strassennetzplan Siedlung und Landschaft 
 
6. EL-Reglement Zusatzbeiträge 
 
7. Reglement über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen; Änderung 
 
8. Einbürgerungen 
 
9. Verschiedenes, Mitteilungen, Anträge 
 
 
 
 
 
Die Stimmberechtigten sind zur Teilnahme an der Gemeindeversammlung freundlich ein-
geladen.  
 
 
Laufen, 5. Juni 2018 
 
STADTRAT LAUFEN 
Präsident:  Stadtverwalter: 
 
 
 
Alexander Imhof Walter Ziltener 
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ERLÄUTERUNGEN UND ANTRÄGE ZU DEN EINZELNEN TRAKTANDEN 
 
Traktandum 1 
 
Rechnung 2017 
 
Die Rechnung 2017 weist in der Erfolgsrechnung einen Gewinn von CHF 847'469.51 auf. 
Gegenüber dem Budget ist dies eine Ergebnisverbesserung um CHF 864'110.26. Auch im 
Vergleich mit der Vorjahresrechnung ist das Resultat um rund CHF 2.152 Mio. besser. Nach 
dem Gewinnübertrag weist die Stadt Laufen ein Eigenkapital von CHF 8'115'633.07 aus. 
 
Ausstehende, noch nicht definitiv veranlagte Steuern, werden per Ende Jahr berechnet und 
in der Jahresrechnung berücksichtigt. Aus der Berechnung resultierte eine Steuerabgren-
zung der Einkommenssteuern um CHF 0.958 Mio. und der Vermögenssteuern um CHF 
0.065 Mio. sowie eine Verminderung der Ertragssteuern um CHF 0.032 Mio. und der Kapi-
talsteuern um CHF 0.183 Mio. Durch die rückwirkende Erhöhung des Ausgleichsniveaus im 
Finanzausgleich erhielt die Stadt Laufen eine einmalige Finanzausgleichszahlung von CHF 
1.240 Mio. für die Jahre 2016 und 2017. 
 
Im Berichtsjahr wurden Bruttoinvestitionen von rund CHF 2.218 Mio. getätigt. Nach Ver-
rechnung der Investitionseinnahmen resultiert eine Nettoinvestitionssumme von CHF 
1.585 Mio. Mit CHF 0.885 Mio. war der Umbau des Kindergartens "Langhag" das teuerste 
Investitionsprojekt. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung, folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Jahresrechnung 2017 mit einem Ertragsüberschuss von  
CHF 847'469.51 zugunsten des Eigenkapitals wird genehmigt. 
 
Die Investitionsrechnung wird genehmigt. 

 
 
Traktandum 2 
 
Hochwasserschutz, Landverkauf 
 
Landverkauf 
Über die Abtretung des für die Hochwasserschutzmassnahmen im Gebiet Nau, Seidenweg 
und Norimatt benötigten stadteigenen Landes an den Kanton haben Verhandlungen statt-
gefunden, die nun zu einer Einigung führten. Der Stadtrat unterstützt die Abtretung, da 
das kantonale Hochwasserschutzprojekt im dringenden Stadtinteresse ist. Die vereinbarten 
Preise sind angemessen. Der Verkauf des Landes wird durch die Einräumung eines auf 
zehn Jahre befristeten Kaufrechts vollzogen.  
 
Die Preisberechnung erfolgt wie folgt: Pro m2 in der Zentrumszone: CHF 700.00; pro m2 in 
der OeW-Zone: CHF 600.00; Flächen innerhalb der Gewässerschutzlinien (nicht bebaubar): 
1/3 des vorgenannten Preises. Der Uferstreifen wird kostenlos abgetreten. Folgende 
Grundstücke bzw. Flächen sollen dem Kanton zu den nachstehenden Preisen verkauft wer-
den:  
 
a. Parzelle 531, ca. 2'983 m2 CHF 1'180'280.00 
b. Parzelle 1944 ca. 5'282 m2 CHF 2'389'600.00 
c. Parzelle 22, ca. 1’652 m2 CHF  783'600.00 
TOTAL CHF 4'353'480.00 

 
80 % des Kaufpreises sind innert 60 Tagen nach der landrätlichen Bewilligung des Ver-
pflichtungskredites für die Hochwasserschutzmassnahmen zu zahlen. Die Restzahlungen 
von 20 % erfolgen innert 60 Tagen nach Ausübung der Kaufsrechte.  
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Gemäss Eintrag im Kataster der belasteten Standorte ist auf dem Grundstück Parzelle 1944 
eine Bauherrenaltlast vorhanden. Die Entsorgungskosten werden gemäss KV vom 
12.3.2015 auf CHF 1'263'000.00 (+/-20 %) geschätzt. Gemäss § 19 Abs. 3 Enteignungs-
gesetz (EntG) ist die Befreiung von Lasten vom Wert bzw. von den Landerwerbskosten 
abzuziehen. Die Entsorgungskosten gehen darum zu Lasten der Stadt Laufen und sind mit 
dem Verkaufspreis zu verrechnen. Ob sich der Bund im Rahmen seiner Beitragsleistungen 
an die Hochwasserschutzmassnahmen an den Entsorgungskosten beteiligt, ist noch offen. 
Die Bilanz der Stadt Laufen enthält eine Rückstellung in der Höhe von CHF 1'000'000.00 
für die Altlastenbeseitigung im Areal Nau. 
 
Nach Abzug der voraussichtlichen Entsorgungskosten resultiert somit ein Nettoerlös aus 
dem Landverkauf von CHF 3'090'480.00. 
 
Der Kanton Basel-Landschaft stellt der Stadt Laufen während der Bauzeit einen provisori-
schen Parkplatz im Bereich der Parzellen Nr. 531, 1530 und 1944 für total ca. 60 Fahrzeuge 
zur Verfügung. Die Entschädigung für die zusätzlich benötigten Flächen für Baustellenin-
stallationen (vorübergehende Beanspruch) wird - wie auch die Vereinbarung über die Park-
plätze - in einer separaten Vereinbarung geregelt. 
 
Der Stadtrat empfiehlt, dem Verkauf zuzustimmen. Das Hochwasserschutzprojekt des Kan-
tons ist im dringenden Interesse der Stadt, weshalb das dafür notwendige Land einzubrin-
gen ist. Der vereinbarte Kaufpreis entspricht dem Verkehrswert. 
 
Der Stadtrat beabsichtigt, mit dem erzielten Verkaufserlös in der Jahresrechnung eine 
Rückstellung für die bei der Stadt Laufen anfallenden Kosten für die Hochwasserschutz-
massnahmen (Brückenersatz, GEP, Wasser- und Abwasserleitungen, Abgeltung Anstösser-
beiträge etc) vorzunehmen. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
 

Der Stadtrat ist ermächtigt, die für den Hochwasserschutz benötigten Flä-
chen der Parzellen 531, 1944 und 22, total ca. 9'918 m2, dem Kanton für 
CHF 4'253’480.00 zu verkaufen und die entsprechenden Verträge (Einräu-
mung von Kaufsrechten auf die Dauer von zehn Jahren) abzuschliessen. Der 
Stadtrat ist ermächtigt, den Kaufspreis (+/- 5 %) aufgrund der definitiven 
Flächenmasse anzupassen. 

 
 Der Übernahme der Entsorgungskosten für die Altherrenaltlast auf Parzelle 

1944 wird zugestimmt. 
 
 
Traktandum 3 
 
Reglement betr. die Entlastung von Anstösserbeiträgen für den Hochwasser-
schutz 
 
Die Kosten für bauliche Hochwasserschutzmassnahmen werden zwischen den Anstossen-
den (20%) und dem Kanton (80%) aufgeteilt. Die Anstossenden sind im Verhältnis der 
Anstosslängen vor den baulichen Hochwasserschutzmassnahmen beitragspflichtig. Treten 
Anstossende ihr Ufer und einen Pufferstreifen von angemessener Breite an den Kanton ab, 
werden sie von den Pflichten des Uferunterhaltes und damit auch von den Anstösserbei-
trägen befreit. 
 
Die Anstösser an der Birs müssen für den Hochwasserschutz einen Anstösserbeitrag in der 
Höhe von CHF 700.00 pro Laufmeter bezahlen. Die Anstösserbeiträge können erhebliches 
Ausmass annehmen und für die Liegenschaftseigentümerinnen und 
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Liegenschaftseigentümer eine grosse Belastung sein. Wenn das Ufer und ein Pufferstreifen 
von angemessener Breite nicht an den Kanton abgetreten werden kann, können sich die 
für die Liegenschaftseigentümerinnen und Liegenschaftseigentümer nicht von den Anstös-
serbeiträgen befreien, im Gegensatz zu denjenigen, die Land abtreten können. Das ist 
stossend, weil der Hochwasserschutz als Auslöser für die Anstösserbeiträge allen mit 
Grundbesitz im Stedtli und weiteren gefährdeten Gebieten dient. Die Stadt Laufen soll des-
halb die Anstösserbeiträge übernehmen, wenn die betroffene Parzellenfläche nicht an den 
Kanton abgetreten werden kann, was das Wasserbaugesetz ausdrücklich vorsieht. 
 
Der Stadtrat rechnet mit Anstösserbeiträgen zwischen CHF 250'000.00 und CHF 
300'000.00. Dafür werden aus dem Erlös aus der Landabtretung für den Hochwasserschutz 
Rückstellungen gebildet. 
 
Gemäss dem Reglement haben Liegenschaftseigentümerinnen und -eigentümer Anspruch 
auf Beiträge, wenn sie Anstösserbeiträge für den Hochwasserschutz entrichten müssen und 
sie sich nicht durch Abtretung des Ufers und eines Pufferstreifens davon befreien können. 
Die Beiträge der Stadt Laufen entsprechen dem Anstösserbeitrag. Sie werden auf Gesuch 
hin ausbezahlt. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Das Reglement betr. die Entlastung von Anstösserbeiträgen für den Hoch-
wasserschutz wird beschlossen. 

 
 
Traktandum 4 

 
Hinterfeldstrasse und Joseph Feninger-Strasse, Baukredit von CHF 490‘000.00 
 
Im Zusammenhang mit den grossen Bautätigkeiten im Kirchgarten und in der Vorstadt 
müssen auch Werkleitungen in der Hinterfeldstrasse und in der Joseph Feninger-Strasse 
erstellt werden. Dies ist der richtige Zeitpunkt, um auch diese beiden Strassen instandzu-
setzen respektive zu erneuern.  
In Koordination mit den Werkeigentümern und den Investoren der Überbauungen wurden 
für die beiden Strassen die folgenden Bautermine festgelegt: 

- Hinterfeldstrasse, von der Joseph Feninger-Strasse bis zur Röschenzstrasse: von 
August 2018 bis Oktober 2018. 

- Joseph Feninger-Strasse: von Juni 2019 bis August 2019. 
Sowohl in der Hinterfeldstrasse wie auch in der Joseph Feninger-Strasse wird am System 
von heute nichts geändert: Die Hinterfeldstrasse behält die beidseitigen Trottoirs und die 
Joseph Feninger-Strasse behält das einseitige Trottoir entlang des Kindergartens und ent-
lang des Hotels. Allerdings werden alle Trottoirs gegenüber dem heutigen Zustand verbrei-
tert, so dass sich Sicherheit und Komfort für die Fussgänger erhöhen. Dies ist sicher ein 
Vorteil, insbesondere wie hier in der Umgebung von Kirche, Kindergarten und der Nähe 
zum Stedtli, wo eine hohe Fussgängerfrequenz herrscht. Die Längsparkplätze auf den bei-
den Strassen bleiben erhalten, ebenso wie das Tempo 30-Regime bestehen bleibt. 

 
Die Kosten für die Instandsetzung der beiden Strassen betragen: 
 
Hinterfeldstrasse 
- Baumeisterarbeiten CHF 210‘000.00 
- Vermessung CHF 10‘000.00 
- Projekt und Bauleitung CHF 25‘000.00 
- Diverses und Unvorhergesehenes CHF 15‘000.00 
- MwSt. und Rundung CHF 20‘000.00 
- Total Hinterfeldstrasse CHF 280‘000.00 
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Joseph Feninger-Strasse 
- Baumeisterarbeiten CHF 160‘000.00 
- Vermessung CHF 5‘000.00 
- Projekt und Bauleitung CHF 20‘000.00 
- Diverses und Unvorhergesehenes CHF 10‘000.00 
- MwSt. und Rundung CHF 15‘000.00 
- Total Joseph Feninger-Strasse CHF 210‘000.00 
 
Total Kosten für beide Strassen CHF 490‘000.00 
 
 
Weil es sich um Instandsetzungen und nicht um Neubauten oder Korrektionen handelt, 
werden an diese Kosten keine Anstösserbeiträge im Perimeterverfahren fällig. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Für die Instandsetzung der Hinterfeldstrasse und der Joseph Feninger-
Strasse wird ein Kredit von CHF 490‘000.00 bewilligt. 
 
 

Traktandum 5 
 
Strassennetzplan Siedlung und Landschaft 
 
Wegen einzelnen Anpassungen am Strassennetzplan Siedlung hat sich die Stadt entschie-
den, alle pendenten Anpassungen in einer Mutation zusammenzufassen. Gleichzeitig wurde 
auch für die Landschaft von Laufen ein Strassennetzplan erstellt. Dies wurde vom Kanton 
schon seit längerer Zeit verlangt und kann jetzt erfüllt werden. 
 
Zwei Bauvorhaben bedingen Anpassungen am Strassennetzplan: 
1. Die Norimattbrücke soll im Zuge des Hochwasserschutzprojektes von unterhalb der Eis-

halle an einen neuen Standort oberhalb der Eishalle verschoben werden. 
2. Wegen des Bauvorhabens der Stöcklin AG an der Wahlenstrasse im Gebiet Sormatte 

muss die dort bisher vorgesehene Erschliessungsstrasse aufgehoben werden. 
In diesem Zusammenhang wurde der gesamte Strassennetzplan überprüft und Unstim-
migkeiten oder Anpassungen in die jetzige Mutation aufgenommen. Die wichtigsten An-
passungen sind: 
- Weststrasse: Änderung Funktion von Sammelstrasse zu Erschliessungsstrasse. 
- In der Eich: Änderung Funktion von Sammelstrasse zu Erschliessungsstrasse. 
- Parzelle 3405 beim Grienweg: Aufheben als Erschliessungsstrasse. Bleibt Privatstrasse. 
- Neumatt: Ab der Einfahrt Newroc AG bis zur Gemeindegrenze wird die Erschliessungs-

strasse aufgehoben. Bleibt Privatstrasse. 
- Rebensteg: Aufnahme als Fussweg. 
- Rennimatt: Aufnahme Schulweg als Fussweg. 
- Meisenweg: Aufnahme als Fussweg. 
- Güterbahnhof: Neuer Fussweg von Güterstrasse zum Güterbahnhof. 
- Brücke Seidenweg-Altstadt: Verschieben zum Amthausparkplatz als Fuss- und Radweg-

brücke. 
- Norimattbrücke: Verschieben zur Engstelle oberhalb der Eishalle. 
- Bleiholle: "Zickzackweg" Aufnahme als Fussweg. 
 
Während des Mitwirkungsverfahrens wurden drei Eingaben eingereicht. Die eingebrachten 
Anliegen wurden geprüft und wo zweckmässig in die Planung aufgenommen. Alle Eingaben 
und deren Bewertung sind im Mitwirkungsbericht festgehalten.  
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 
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Die Mutation des Strassennetzplanes wird mit folgenden Unterlagen be-
schlossen: 

− Strassennetzplan Siedlung, Mutation 2018, vom 29. Mai 2018 
− Strassennetzplan Landschaft, Neuerstellung, vom 29. Mai 2018 

 
 

Traktandum 6 
 
Reglement EL-Zusatzbeiträge 
 
Am 1. Januar 2018 wurde im Kanton Basel-Landschaft als letztem Kanton die sog. EL-
Obergrenze eingeführt. Damit werden die Ergänzungsleistungen an die Kosten für Pension 
und Betreuung in Pflegeheimen unabhängig von der effektiven Höhe der Tagestaxe nur 
noch bis zu dieser EL-Obergrenze solidarisch von allen Gemeinden nach deren Einwohner-
zahl getragen. Der über die EL-Obergrenze hinausgehende Betrag bis zur effektiven Höhe 
der Heimtaxen für Pension und Betreuung ist als sog. Zusatzbeitrag von der jeweiligen 
Wohngemeinde (Niederlassung) zu übernehmen.  
 
Die Zusatzbeiträge decken Finanzierungslücken. Sie werden begrenzt und berechnen sich 
aus der Differenz zwischen der EL-Obergrenze bzw. dem Selbstzahlungsanteil und der je-
weiligen Taxe für Unterbringung und Betreuung des jeweils günstigsten zur Verfügung ste-
henden Zimmers im Seniorenzentrum Rosengarten Laufen oder im Zentrum Passwang 
Breitenbach. Im Maximum werden Zusatzbeiträge bis zur Höhe der Taxen für Standard-
Einzelzimmer ausgerichtet. 
 
Die Zusatzbeiträge werden direkt dem betroffenen Alters- und Pflegeheim oder Spital aus-
bezahlt, in dem sich die Person aufhält. Wer Zusatzbeiträge erhält, ist zu deren Rückzah-
lung verpflichtet, wenn sich seine bzw. ihre wirtschaftlichen Verhältnisse insofern verbes-
sern, als kein Anspruch mehr auf EL oder Zusatzbeiträge besteht. Erben von Personen, die 
Zusatzbeiträge erhalten haben, sind zur Rückzahlung der bezogenen Zusatzbeiträge ver-
pflichtet, soweit diese den Erbschafts-Freibetrag in der Höhe des EL-Freibetrags für Allein-
stehende übersteigen, zuzüglich CHF 5'000.00 Todesfallkosten. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Das Reglement zur Begrenzung von Zusatzbeiträgen zu den Ergänzungs-
leistungen wird beschlossen. 

 
 

Traktandum 7 
 
Reglement über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen; Änderung 
 
Die Gemeindeversammlung hat am 26. September 2013 das Reglement über die Ausrich-
tung von Mietzinsbeiträgen beschlossen. Der Bezügerkreis wurde nicht speziell geregelt. 
Es gilt deshalb die Regelung gemäss dem kantonalen Gesetz über die Ausrichtung von 
Mietzinsbeiträgen. Beitragsberechtigt sind Schweizerinnen und Schweizer sowie niederge-
lassene Ausländerinnen und Ausländer. Sie müssen seit mindestens zwei Jahren im Kanton 
Wohnsitz haben. 
 
Ziel der Mietzinsbeiträge ist die Entlastung von Familien, Alleinerziehenden, Rentenbezü-
gerinnen und Rentenbezügern in bescheidenen finanziellen Verhältnissen. Sie haben An-
spruch auf Entlastung von übermässig hohen Mietzinsbelastungen, wenn dadurch die Ab-
hängigkeit von Sozialhilfeleistungen vermieden werden kann. Die Beitragsberechtigung nur 
für niedergelassene Ausländerinnen und Ausländer hat zur Folge, dass Ausländerinnen und 
Ausländer mit einer B-Bewilligung nicht beitragsberechtigt sind.  
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Nebst dem höheren Kosten für die Sozialhilfe ist auch der Verwaltungsaufwand wesentlich 
höher. Es macht deshalb Sinn, Mietzinsbeiträge auch an Ausländerinnen und Ausländern 
mit B-Bewilligung auszurichten, wie dies andere Gemeinden vorgesehen haben. Flüchtlinge 
mit Aufenthaltsbewilligung B werden während 5 Jahren vom Bund unterstützt.  Diesen 
sollen Mietzinsbeiträge deshalb erst nach 5 Jahren Aufenthalt in der Schweiz gewährt wer-
den. 
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 
 

Die Änderung des Reglements über die Ausrichtung von Mietzinsbeiträgen 
wird beschlossen. 

 
 
Traktandum 8 
 
Einbürgerungen 
 
Für die Gesuchstellenden ist die kantonale Bewilligung zur Einbürgerung durch die Sicher-
heitsdirektion des Kantons Basel-Landschaft erteilt worden.  
 
Der Stadtrat beantragt der Gemeindeversammlung folgenden Beschluss zu fassen: 

 Den Einbürgerungen folgender Personen wird zugestimmt: 
 

• Juarez Daniel 
• Rodriguez Barbeira Cecilia 
• Sarmini Eugenio Vito 
• Sarmini Andrea Sergio 

 
 
 
Traktandum 9: Verschiedenes, Mitteilungen, Anträge 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Auflage 
Die Unterlagen zu den Traktanden liegen während den Öffnungszeiten der Stadtverwaltung bei der 
Präsidialabteilung zur Einsicht auf und können auf der Homepage der Stadt Laufen eingesehen wer-
den (www.laufen-bl.ch/Politik/Gemeindeversammlungen). 
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